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1.	 Politischer Extremismus und 
nationale Parteienverbote

„Antithese konstitutioneller Demokratie“  
(Backes/Jesse 1989: 18) – so lässt sich (partei-)
politischer Extremismus definieren. Er ist da-
rauf  ausgerichtet, bestimmte Prinzipien der 
offenen Gesellschaft wie die Universalität der 
Menschenrechte, die Fundamentalgleichheit 
aller, die Gewaltenteilung oder die Volkssouve-
ränität einzuschränken oder gar abzuschaffen. 
Als Sammelbezeichnung werden hier unter-
schiedliche Phänomene zusammengefasst, die 
sich in der Ablehnung des demokratischen Ver-
fassungsstaates und seiner fundamentalen Wer-
te und Spielregeln einig wissen (vgl. Mannewitz 
et al. 2018: 17ff.). Dieses Verständnis schließt 
einen exklusiven Wahrheitsanspruch ein, der 
wahlweise in sozial-darwinistischen oder his-
torisch-materialistischen Theoremen oder in 
der Verabsolutierung bestimmter Textpassa-
gen auch als unantastbar angesehenen Büchern 
liegen kann. Hieraus resultiert eine fanatische 
Entschlossenheit, die das staatliche Gewalt-
monopol herausfordert, gegenwärtig gültige 
Staatsgrenzen mitunter infrage stellt und die 

bestehenden gesellschaftlichen Organisations-
formen umstürzen will. Dabei wird politischer 
Extremismus nicht erst dann zum Problem, 
wenn er Herrschaft in Form von autokrati-
schen Regimetypen ausübt oder Gewalt in psy-
chischer und/oder physischer Form anwendet. 
Vielmehr begünstigt bereits die Existenz sys-
temfeindlicher Akteure eine Radikalisierung 
gesellschaftlicher Diskurse. Dadurch werden ei-
nerseits die für demokratische Herrschaftsfor-
men so existenziellen Kompromissfindungen 
erschwert. Andererseits höhlen derartige Be-
strebungen die bestehende Ordnung aus, weil 
sie Feindbilder generieren, Menschen gegen-
einander aufwiegeln, Hass verbreiten, im Ein-
zelfall zur Gewalt aufrufen und generell eine 
konfliktanheizende Eskalationsspirale in Gang 
setzen. Dies gilt nicht nur in Deutschland, son-
dern in allen (europäischen) Demokratien. 

Die Bundesrepublik Deutschland ver-
steht sich als wehrhafte Demokratie. Zentrale 
Grundsätze wie eine bundes- und rechtsstaat-
liche Ordnung mit garantiertem Schutz des 
Einzelnen und seiner Würde sind durch keine 
wie auch immer geartete Mehrheit veränderbar 
(Art. 79 Abs. 3). Da ihr innerster Kern nicht 
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